


§ 2 
Gestaltungsvorschriften 

(1) Dächer, Dachformen und Gauben 
 

a. Die zulässigen Dachneigungen werden für Hauptgebäude mit einem ausgenutzten 
Vollgeschoss auf 38° - 48° und für Gebäude mit zwei ausgenutzten Vollgeschossen 
auf 0 - 35 ° festgesetzt.   
Bei der Ermittlung der Geschossigkeit im Sinne dieser Vorschrift sind Geschosse mit 
geneigten Dachflächen, die gemäß § 2 Abs. 6 BauO NRW als Vollgeschosse gelten, 
nicht mitzurechnen (vgl. Ziffer 3 der textlichen Festsetzungen des zugehörigen 
Bebauungsplans). 

b. Für die Hauptgebäude sind als Dachformen Sattel-, Walm-, Zeltdächer und in den 
Allgemeinen Wohngebieten WA 1 (vgl. zugehöriger Bebauungsplan) auch 
Flachdächer/schwach geneigte Dächer zulässig.  

c. Zusammenhängende Gebäudeeinheiten (Doppelhäuser) sind mit einheitlicher 
Bauflucht, d.h. ohne Gebäudevorsprung, mit gleicher Erdgeschossfußbodenhöhe 
(EFH), mit gleicher Dachform und -neigung sowie mit gleicher Trauf- (TH) und 
Firsthöhe (FH) herzustellen. Ausschlaggebend ist das Eingangsdatum des jeweiligen 
Bauantrags bzw. Antrag auf Genehmigungsfreistellung bei der 
Baugenehmigungsbehörde. 

d. Dachgauben sind zulässig. Die Länge einer Einzelgaube ist auf max. 2,00 m 
beschränkt. Die Gesamtlänge aller Gauben darf 1/3 der jeweiligen Fassadenlänge 
nicht überschreiten. Dacheinschnitte sind mit einer maximalen Einzellänge von 2,50 
m zulässig. 

e. Zusammenhängende Garagen/Carport i.S. offene Garagen sind mit identischer 
Höhenlage, Dachform und Dachneigung auszuführen.  

 

(2) Wand- und Dachmaterialien 
 

a. Außenwände von Hauptgebäuden sind als Verblendmauerwerk zulässig, ein zweites 
Material kann zur Gliederung der Fassade mit untergeordneten Flächenanteilen 
kombiniert werden. Holzskelettbauwerke können mit einer Außenhaut aus Holz 
hergestellt werden. Ebenfalls zulässig sind Putzwände.  

b. Doppelhäuser sind als eine zusammenhängende Hauseinheit anzusehen und in 
gleichen Materialien, sowohl im Fassaden- als auch im Dachbereich, herzustellen. 
Ausschlaggebend ist das Eingangsdatum des jeweiligen Bauantrags bzw. Antrag auf 
Genehmigungsfreistellung bei der Baugenehmigungsbehörde. 
 

 

(3) Bewegliche Abfallbehälter 

 
a. Standplätze der Abfallbehälter so zu gestalten, dass sie durch eine mindestens 

dreiseitige Umgrenzung von den öffentlichen Straßenverkehrsflächen/öffentlichen 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung Rad-/Gehweg aus nicht eingesehen 
werden können. Zulässig ist eine Schnitthecke gemäß Pflanzauswahlliste (vgl. Ziffer 
5) oder eine Mauer im Material und der Farbe des Hauptbaukörpers sowie Holz. 

 

(4) Freihaltezone um Wendeanlage  

 
a. Im Bereich der Wendeanlage (Planstraße) ist zu öffentlichen Straßenverkehrsflächen 

eine Freihaltezone in einem Abstand von 1,00 m zu berücksichtigten. Einzäunungen 
und die Anpflanzung von Hecken/Sträuchern sind hier unzulässig. Die Freihaltezone 
ist mit Rasen anzusäen und dauerhaft freizuhalten.   
 






